
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat 
am 25.6.2009 (4 StR 610/08) ein 
Urteil zum Gefahrgutrecht gespro-

chen und das Verfahren an die vorherige 
Instanz zurückverwiesen, das voraus-
sichtlich Auswirkungen auf viele der an 
der Beförderung von Gefahrgut beteiligte 
Firmen haben wird (siehe Seite 17).
Hintergrund war ein tödlicher Unfall 
beim Auspacken von Gefahrgut. In die-
sem Falle handelte es sich um einen Abfall 
(Druckgaspackungen) in Kunststofffäs-
sern. Angesichts der Tragik des Unfalles 
und mit Rücksicht auf alle Betroffenen 
und Beteiligten wäre es vermessen zu be-
haupten, man könne dieses Urteil auf zwei 
Seiten in einer Gefahrgutzeitschrift kom-
mentieren, noch dazu von einem Nicht-
Juristen. Trotzdem sollen hier aus Sicht eines 
Gefahrgutbeauftragten und einer Fach-
kraft für Arbeitssicherheit einige Kern-
aussagen des Urteils beschrieben werden.

Verschiedene Vorschriften 
Wichtig ist vor allem, dass bei dem Unfall 
und der darauf folgenden Rechtsprechung 
Zusammenhänge aus verschiedenen Ge-
fahrgutvorschriften zusammentreffen, 
die möglicherweise vorher so nicht für je-
den erkennbar waren.

Im Namen des Volkes
Verstösse Ein Unfall in einem Entsorgungsbetrieb 
und die folgende gerichtliche Auseinandersetzung 
zeigt, wie viele Gefahrgutvorschriften auf einmal  
verletzt werden können.
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1. Der Begriff „Beförderung“ aus § 2 des 
Gefahrgutbeförderungsgesetzes GGBefG 
sollte bei jeder Gefahrgutschulung ange-
sprochen werden.

„Die Beförderung im Sinne dieses Ge-
setzes umfasst nicht nur den Vorgang der 
Ortsveränderung, sondern auch die 
Übernahme und die Ablieferung des 
Gutes sowie zeitweilige Aufenthalte im 
Verlauf der Beförderung, Vorbereitungs- 
und Abschlusshandlungen (Verpacken 
und Auspacken der Güter, Be- und Entla-
den), Herstellen, Einführen und Inver-
kehrbringen von Verpackungen, Beförde-
rungsmitteln und Fahrzeugen für die Be-
förderung gefährlicher Güter, auch wenn 
diese Handlungen nicht vom Beförderer 
ausgeführt werden. Ein zeitweiliger Auf-
enthalt im Verlauf der Beförderung liegt 
vor, wenn dabei gefährliche Güter für den 
Wechsel der Beförderungsart oder des Be-
förderungsmittels (Umschlag) oder aus 
sonstigen transportbedingten Gründen 

zeitweilig abgestellt werden. Auf Verlan-
gen sind Beförderungsdokumente vorzu-
legen, aus denen Versand- und Empfangs-
ort feststellbar sind. Wird die Sendung 
nicht nach der Anlieferung entladen, gilt 
das Bereitstellen der Ladung beim Emp-
fänger zur Entladung als Ende der Beför-
derung. Versandstücke, Tankcontainer, 
Tanks und Kesselwagen dürfen während 
des zeitweiligen Aufenthaltes nicht geöff-
net werden.“

Auch das Arbeitsschutzrecht gilt
Der Bayer würde sagen: Beförderung ist 
„Ois“, was mit dem Gefahrgut zu tun hat.
Damit wird jede Firma, aber auch deren 
handelnden Personen, die in irgendeiner 
Form mit Gefahrgut zu tun haben, er-
fasst. 
Das Bedeutsame ist in diesem Fall: Auch 
das „Auspacken der Gefahrgüter“ wird 
durch diese Legaldefinition erfasst, ob-
wohl es kaum konkret genannte Pflichten 
für das Auspacken gibt.
Fazit: Prüfen Sie in Ihrer Firma, inwieweit 
Sie an der Beförderung beteiligt sind und 
zwar bei jedem einzelnen Begriff.
Bisher sind viele Firmen davon ausgegan-
gen, dass, wenn man sich an die Pflichten 
der (jetzt) §§ 17 bis 34 GGVSEB hält, man 
an alles gedacht hat. Dies ist aber nicht der 
Fall, und zwar schon aus arbeitsschutz-
rechtlichen Gründen nicht. Die beiden 
Rechtsgebiete gelten parallel, auch wenn 
es Überschneidungen gibt.
Der BGH beruft sich in diesem Fall unter 
anderem auf § 4 Abs.1 der GGVSE (jetzt 
GGVSEB):
„§4 Allgemeine Sicherheitspflichten: Die 
an der Beförderung gefährlicher Güter 
Beteiligten haben die nach Art und Aus-
maß der vorhersehbaren Gefahren erfor-
derlichen Vorkehrungen zu treffen, um 
Schadensfälle zu verhindern und bei Ein-
tritt eines Schadens dessen Umfang so ge-
ring wie möglich zu halten.“

Bei Mängeln den Empfang verweigern
Man kann das in grober Anlehnung mit 
dem Begriff „Subsidiarität“ vergleichen, 
das heißt eine übergeordnete allgemeine 
Vorschrift wird dann herangezogen, 
wenn es eine Einzelbestimmung nicht 
gibt, aus welchen Gründen auch immer. 
§ 4 Abs.1 Satz 2 GGVSE, auf den sich der 
BGH im Weiteren beruft, ist mittlerweile 
weggefallen, da er durch juristische Laien 
möglicherweise falsch verstanden werden 
konnte. Zitat: „Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 

Zum Transportvorgang 
zählt auch das Auspacken 
der gefährlichen Güter.

Sammlung und Entsorgung von Druckgaspackungen: Im schlimmsten Fall hochexplosiv.
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Ein Unfall mit Druckgaspackungen zur Entsorgung
Eine Schadstoffsammelstelle und Sondermüllzwischenlager lieferte 
regelmäßig Druckgaspackungen (Spraydosen) aus gewerblichen 
Abfällen und Hausmüll an ein Entsorgungsunternehmen. 
Auch am Unfalltag traf eine Lieferung beim Entsorger ein. Die 
Druckgaspackungen befanden sich in gekennzeichneten Kunststoff-
fässern, versehen mit Kunststoffdeckeln, die mittels Metallspannring 
und Sicherungssplint befestigt waren. Ein Mitarbeiter transportierte 
die auf einem Gestell gelagerten Fässer mit einem Hublader auf eine 
Plattform, um sie zu entleeren. Dort wurden die Fässer einge-
klemmt, um Spannring und Deckel zu entfernen, und dann in Me-
tallbehälter gekippt. Nachdem der Mitarbeiter bereits mehrere Fäs-
ser durch Ausschütten in die Metallbehälter entleert hatte, nahm er 
ein weiteres Fass aus dem Gestell. Als er vor dem Lösen des Deckels 
die auf dem Fass befindlichen Aufkleber abriss, kam es zu einer Ex-
plosion im Fassinneren, durch die der Fassdeckel ge-
gen den Hals des Mitarbeiters geschleudert wurde. 
In Folge der Verletzungen starb der Mitarbeiter im 
Laufe des Tages.
Zum Unfallzeitpunkt befanden sich in dem zu zwei 
Drittel gefüllten Fass herkömmliche Spraydosen mit 
Verschlusskappen sowie Spraydosen mit so genann-
ten Spraycaps. Ferner befanden sich in dem Fass 
zehn bis zwanzig Einwegfeuerzeuge, solche mit Rei-
berad als auch solche mit Piezo-Zündung. Inertes 
(reaktionsträges) Füllmaterial war in dem Fass nicht enthalten.
Das Landgericht Saarbrücken hatte am 26. Mai 2008 die Angeklag-
ten – den technischen Leiter und den Betriebsmeister der Sammel-
stelle wie auch den Geschäftsführer, den Betriebsleiter und einen 
Mitarbeiter der Entsorgungsstelle – von den Vorwürfen der fahrläs-
sigen Tötung, des unerlaubten Umgangs mit gefährlichen Abfällen, 

des unerlaubten Umgangs mit gefährlichen Stoffen und Gütern und 
anderem freigesprochen. 
Laut Gutachten wurde die Explosion durch das Abreißen der Aufkle-
ber verursacht, nicht durch die Feuerzeuge. Aus restentleerten Do-
sen war aus nicht mehr feststellbaren Gründen brennbares Treibmit-
tel ausgetreten. Zusammen mit der vorhandenen Luft hatte sich im 
Fassinnern ein explosionsfähiges Gemisch gebildet. Als der Mitar-
beiter die Aufkleber abriss, kam es zu einer elektrostatischen Aufla-
dung, die sich durch die Fasswand in das Innere des Fasses entlud 
und dort das Gas-Luft-Gemisch entzündete. 
Wäre das Fass mit inertem Material (auf-)gefüllt worden, wäre es 
nicht zu der Explosion gekommen. Aber – so das Landgericht – eine 
solche Auffüllung sei nach Nr. 11 TR Abfälle 002 nur in Fällen vorge-
schrieben, in denen (gebrauchte) Druckgaspackungen, bei denen 

die Schutzkappen fehlen oder die eingedrückt, aber 
noch dicht sind, transportiert werden. Beides habe je-
doch nicht festgestellt werden können. Darüber hi-
naus beträfen die in Frage kommenden verwaltungs-
rechtlichen Vorschriften lediglich die Beförderung ge-
fährlicher Güter. Der Transport sei jedoch zum Unfall-
zeitpunkt bereits abgeschlossen gewesen.
Dieses Urteil wurde vom Bundesgerichtshof am 26. 
September 2009 wieder aufgehoben – ausgenom-
men der Freispruch gegen den Mitarbeiter – und an 

eine andere Strafkammer des Landgerichts zurückverwiesen. Nach 
Ansicht des BGH war es ein Pflichtverstoß, die Fässer nicht mit iner
tem Material auszufüllen. Auch sei der Transportvorgang nach dem 
Gefahrgutbeförderungsgesetz noch nicht abgeschlossen gewesen. 
Geschäftsführer und Betriebsleiter der Entsorgungsstelle hätten da-
gegen ihre Garantenpflicht verletzt.� dsb

Wolfgang Spohr
Gefahrgut- und Arbeitsschutzexperte

GGVSE haben sie „jedenfalls“ die für sie 
jeweils geltenden Bestimmungen der Ver-
ordnung einzuhalten. Die Vorschriften 
des ADR enthalten daher lediglich Min-
destanforderungen („jedenfalls“) an die 
Beförderung gefährlicher Güter.“
Für einen Normalbürger hieß dass: Klar, 
die Pflichten nach §§ 17 bis 34 GGVSEB 

muss ich jedenfalls erfüllen. Das war aber 
nicht gemeint.
Weiterhin kam hinzu, dass einigen Betei-
ligten der Mangel, der wohl laut Gutachter 
kausal zum Unfall stand, längere Zeit be-
kannt war.
Für die Umsetzung für künftige Beförde-
rungen kann das nur bedeuten: Wenn Sie 

einen Mangel feststellen, sollten Sie den 
Verursacher nachdrücklich darauf hin-
weisen und in letzter Konsequenz die Be-
teiligung an der Beförderung verwei-
gern.

G efahrguturteil               i  v o r s c h r if  t e n


